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KONTAKT

Grundfähigkeits-
versicherung

Monatlicher Zahlbeitrag
Versicherer Tarif in Euro

Die Grundfähigkeitsversicherung kann eine Alternative
sein, wenn die Berufsunfähigkeitsvers. zu teuer ist. Sie
bietet allerdings einen geringeren Schutz.
Sie zahlt eine Rente, wenn man bestimmte elementare
körperliche oder geistige Fähigkeiten verliert, zum Beispiel
Sehen, Sprechen, den Gebrauch der Hände oder die
Fertigkeit zum Autofahren.

Weitere aktuelle Informationen unter:

www.aachener-zeitung.de/ratgeber/geld/
www.achener-nachrichten.de/ratgeber/geld

Quelle: /Anbieter Stand: 04.03.2022

Angaben ohne Gewähr Stand: 04.03.2022
*Festpreis, keine Erhöhung während der Laufzeit
Berechnungsgrundlage: Mann / Frau, 30 Jahre bei
Versicherungsbeginn 01.04.2022, Nichtraucher,
Industriekaufmann/-frau, garant. mtl. Rente 1.200 Euro;
Vertragslaufzeit bis zum Alter von 67. Zusatzsoption
schwere Krankheit; Überschussverwendung als Sofort-
rabatt.

Canada Life Premium GF 43,72*
Nürnberger GF (NGF3120) 62,79
StuttgarterGrundSchutz+ (Zusatz fit)67,35
Basler GF Silber 68,60
Signal IdunaWorkLife KOMFORT-PLUS68,69
Allianz Körperschutzpolice 69,80
Volkswohl Bund EXISTENZ 75,08

Wann die Mobilitätsprämie gilt
STEUERRATGEBER

Mitte Januar dieses Jahres
berichtete ich über die Er-
höhung der Pendlerpau-

schale für die Fahrt zur ersten Tä-
tigkeitsstätte. Ab dem Jahr 2021
wurde die als Werbungskosten zu
berücksichtigende Entfernungs-
pauschale ab dem 21. Entfernungs-
kilometer um 5 Cent auf 35 Cent
und ab 2024 wird sie um weitere 3
Cent auf 38 Cent angehoben. Dies
bedeutet, dass sich die abzugsfä-
higen Werbungskosten, die in der
Einkommensteuererklärung steu-
ermindernd berücksichtigt werden
können, entsprechend erhöhen.

Durch die Erhöhung von ab-
zugsfähigen Werbungskosten ver-
mindern sich das zu versteuernde
Einkommen und die darauf festzu-
setzende Einkommensteuer. Da-
raus folgt: Je höher der Steuersatz
und somit die Progression, umso
höher fällt die Steuerersparnis
durch die erhöhten Werbungskos-
ten aus. Im Umkehrschluss besteht
jedoch genauso die Möglichkeit,
dass die Werbungskostenerhöhung

sich gar nicht auswirkt, da das zu
versteuernde Einkommen unter-
halb des steuerfreien Existenzmi-
nimums und mithin unterhalb
der steuerlichen Grundfreibeträge
liegt. Und genau dafür wurde die
Mobilitätsprämie geschaffen und
im Einkommensteuergesetz gere-
gelt.

Bemessungsgrundlage

Wenn man diese Vorschriften liest,
erschließt sich die Berechnung und
deren Wirkung nicht auf den ers-
ten Blick. Lediglich der anzuwen-
dende Prozentsatz in Höhe von 14
Prozent ist schnell zu erkennen.
Die Bemessungsgrundlage der Mo-
bilitätsprämie sind die 35 Cent (38
Cent ab 2024) ab dem 21. Entfer-
nungskilometer. Die für die Be-
rechnung der Prämie maßgebende
Bemessungsgrundlage berechnet
sich in zwei Schritten.

Die Bemessungsgrundlage für
die Mobilitätszulage ist grundsätz-
lich die Entfernungspauschale ab

dem 21. Kilometer. Sie wird jedoch
auf den Wert begrenzt, um den das
zu versteuernde Einkommen den
jeweiligen Grundfreibetrag unter-
schreitet. Der Grundfreibetrag be-
trägt 2021 in der Grundtabelle 9744
Euro beziehungsweise 19.488 Euro
beim Splittingtarif.

Bei Arbeitnehmern wird die Be-
messungsgrundlage nochmals be-
schränkt, nämlich soweit die Ent-
fernungspauschale ab dem 21.
Kilometer zusammen mit den üb-
rigen zu berücksichtigenden Wer-
bungskosten den Arbeitnehmer
Pauschbetrag von 1000 Euro über-
steigt. Diese doch schwierig an-
mutende Berechnung soll am fol-

genden Beispiel deutlich gemacht
werden: Ein lediger Arbeitnehmer
mit Steuerklasse eins (Ansatz der
Grundtabelle) hat im Kalender-
jahr 2021 an 220 Arbeitstagen Fahr-
ten zwischen Wohnung und erster
Tätigkeitsstätte durchgeführt. Die
Entfernung beträgt 30 km. Weitere
Werbungskosten hat er nicht. Sein
zu versteuerndes Einkommen be-
trägt 9000 Euro und liegt somit un-
terhalb des Grundfreibetrags von
9744 Euro.

Die Entfernungspauschale wird
ermittelt:

220 Tage × 20 km × 30 Cent =
1320 Euro

220 Tage × 10 km × 35 Cent = 770
Euro

Demnach beträgt die Entfer-
nungspauschale 2090 Euro und
übersteigt den Arbeitnehmer-
Pauschbetrag von 1000 Euro um
1090 Euro.

Von dem übersteigenden Betrag
entfallen 770 Euro auf die erhöhte
Entfernungspauschale ab dem 21.
Entfernungskilometer. Somit stellt

dieser Betrag zunächst die Bemes-
sungsgrundlage für die Mobilitäts-
prämie dar. Das zu versteuernde
Einkommen (9000 Euro) liegt je-
doch nur 744 Euro unterhalb des
Grundfreibetrags (9744 Euro). In
der Folge können von der erhöh-
ten Entfernungspauschale von
770 Euro nur 744 Euro als Bemes-
sungsgrundlage der Mobilitätsprä-
mie dienen. Die Mobilitätsprämie
beträgt somit 14 Prozent von 744
Euro = 104,16 Euro.

Die Mobilitätsprämie wird durch
einen Einkommensteuerbescheid
festgesetzt. Allerdings werden Mo-
bilitätsprämien unter 10 Euro nicht
festgesetzt.

Durch diese Gesetzeslage ab
2021 kann sich für geringverdie-
nende Berufspendler die Abga-
be einer Steuererklärung lohnen.
Der Vollständigkeit halber: Dies gilt
auch für den Weg zur Betriebsstät-
te im Rahmen der selbstständigen
oder gewerblichen Einkünfte.

wirtschaft@medienhausaachen.de

EGBERT
DAHLEY
Steuerberater

Rüstungsbranche bringt sich in Stellung
VONWOLF VON DEWITZ

DÜSSELDORFRüstungsmanager ha-
ben es nicht leicht in der Öffentlich-
keit. Wer Waffen entwickelt oder
verkauft, geht einem fragwürdigen
Geschäft nach – so sehen es viele
Bürger. Das Unbehagen war zuletzt
so stark, dass sogar Banken auf Di-
stanz gingen zu Firmenkunden aus
der Rüstungsbranche und Kredite,
Bürgschaften oder Devisengeschäf-
te verweigerten. Dass zwei Landes-
banken gar die Geschäftsbeziehung
mit dem Panzerhersteller Rheinme-
tall beendeten, nannte Konzern-
chef Armin Papperger sehr enttäu-
schend. Die Branche, so war von
diversen Firmenvertretern immer
wieder zu hören, bekomme kaum
Wertschätzung – obwohl ihre Pro-
dukte doch immens wichtig seien,
um Freiheit und Demokratie abzu-
sichern.

Nach dem Beginn des russischen
Angriffs auf die Ukraine könnte sich
das Stimmungsbild ändern. Nun sei
deutlich geworden, dass die lange
Zeit vernachlässigte heimische Rüs-
tungsindustrie unverzichtbar sei für
den deutschen Staat, sagt ein Mana-
ger, der namentlich nicht genannt
werden will. Er fügt mit Blick auf
den Ukraine-Krieg hinzu: „Es ist
traurig, dass so ein Schock nötig ist
für diese Erkenntnis.“

Keine Eintagsfliege

100 Milliarden Euro will die Bun-
desregierung bereitstellen, um die
Bundeswehr besser auszurüsten als
bisher. Außerdem sollen dauerhaft
zwei Prozent der Wirtschaftsleis-
tung in die Verteidigung fließen –
das Milliardenpaket soll also keine
Eintagsfliege sein.Viel Geld für eine
Branche, derenWachstumsmotor in
den vergangenen Jahren doch eher
das europäische Ausland oder an-
dere Nato-Staaten waren. Nun brin-
gen sich die Firmen für Extra-Auf-
träge in Stellung. Zwischen der
Industrie und dem Verteidigungs-
ministerium fanden bereits Gesprä-
che statt, um eine Ausweitung des
Angebots zu erörtern.

Noch ist es ein frühes Stadium.
Klar ist aber: Der Bedarf zieht an,
eine Erhöhung der Produktion ist
nötig. So hat Rheinmetall im In-
land bisher 8000 Beschäftigte in sei-
nem Sicherheitsbereich, bis zu 3000
könnten nach den Worten von Fir-
menchef Papperger hinzukommen.
Das Unternehmen hat dem Bund
eine auf einen längeren Zeitraum
ausgerichtete Projektliste vorgelegt,
die 42 Milliarden Euro kosten soll
und Panzer, Munition, Militär-Lkw,
Flugabwehrtürme und andere Gü-
ter umfasst. Hierbei geht es teilwei-
se um Neuprodukte und teilweise

um die Modernisierung von Bun-
deswehrbeständen.

„Wir könnten sofort anfangen zu
produzieren, unsere Lager sind gut
gefüllt“, sagt Firmenchef Papper-
ger. Bis die benötigten Waffen und
Fahrzeuge fertig wären, dauert es
aber: Die ersten Munitionschar-
gen könnten in einem Jahr gelie-
fert werden, Radpanzer in einein-
halb und Kettenpanzer in zwei
Jahren. Die Projektliste versteht der
Manager als „Sig-
nal an den Bund,
dass wir bereit-
stehen“. Die Er-
löse, die mit den
auf der Liste be-
findlichen Gütern
gemacht würden,
flössen nicht voll-
ständig in die Kassen von Rhein-
metall: 229 Puma-Schützenpan-
zer für angedachte 3,7 Milliarden
Euro kämen von einem Konsortium
aus Rheinmetall und Krauss-Maf-
fei-Wegmann (KMW).

Vergangenes Jahr machte Rhein-
metall vorläufigen Zahlen zufolge
global 5,66 Milliarden Euro Um-
satz. Mit Blick auf den Ukraine-Ef-
fekt für die Verteidigungsgeschäfte

seiner Firma sagt Papperger: „Mit-
telfristig sehen wir in Deutschland
ein jährliches Potenzial von bis zu
zwei Milliarden Euro an zusätzli-
chem Umsatz, wenn die entspre-
chenden Beauftragungen erfolgen.“

Andere Firmen hoffen ebenfalls
auf mehr Geschäft, sind aber nicht
so konkret wie Rheinmetall. Man
sei im ständigen Austausch mit Be-
schaffungsamt, Streitkräften und
Bundesregierung, sagt ein Spre-

cher von Diehl,
dessen Verteidi-
gungssparte Wer-
ke in Überlingen
am Bodensee,
im fränkischen
Röthenbach und
in Nonnweiler im
Saarland hat. Die

Firma stellt Flugkörper her – also
lenkbare Raketen für Kampfflug-
zeuge und Marineschiffe – sowie
Munition für Artillerie und Infan-
teriewaffen.„Wir arbeiten an ersten
Vorschlägen, die mit dem Beschaf-
fungsamt abgestimmt werden“,
sagt der Sprecher.

Auch der Rüstungselektronikkon-
zern Hensoldt aus Taufkirchen bei
München hat dem Bund eine Liste

mit Produkten zugesandt, die kurz-
oder mittelfristig verfügbar wären.
Der Panzerfausthersteller Dyna-
mit Nobel Defence aus Burbach in
Nordrhein-Westfalen könnte eben-
falls Extra-Aufträge bekommen,
auch der Munitionsfabrikant Ruag
Ammotec aus dem fränkischen
Fürth sowie das Unternehmen MEN
aus Nassau in Rheinland-Pfalz kön-
nen sich Hoffnungen auf mehr Or-
der machen.

Bei Heckler & Koch könnten
ebenfalls zusätzliche Bestellungen
eingehen. Seit Russlands Krim-An-
nexion 2014 habe man die eigenen
Produktionskapazitäten bereits„an
die erhöhte Nachfrage zahlreicher
Nato-Staaten angepasst“, sagt ein
Sprecher.„Sollte es kurzfristig einen
größeren Bedarf unserer Streitkräf-
te oder anderer Nato-Länder geben,
sind wir in der Lage, mit Industrie-
partnern in Deutschland und Euro-
pa auch kurzfristig Kooperationen
einzugehen.“

Ein Thema, das die Branche um-
treibt, sind die bisher langwierigen
Vergabeverfahren. Der Beschaf-
fungsprozess müsse beschleunigt
werden, heißt es in einem Positions-
papier von Rheinmetall.„Es müssen

in erster Linie Direktvergaben an
die deutschen Anbieter zum Zuge
kommen.“ Europaweite Ausschrei-
bungen würden hingegen Verzöge-
rungen mit sich bringen,„die in der
aktuellen Lage nicht tragbar sind“.
Andere Firmen argumentieren ähn-
lich.

Deutlicher Kursanstieg

Dass sich die wirtschaftlichen Per-
spektiven der Rüstungskonzerne
aufgehellt haben, zeigt ein Blick
auf die Börse: Nach dem Beginn
des russischen Angriffs schnell-
te Rheinmetalls Kurs binnen einer
Woche um rund 60 Prozent nach
oben, bei Hensoldt ging es 80 Pro-
zent rauf.Warburg Research erhöh-
te das Rheinmetall-Kursziel am ver-
gangenen Montag von 119 auf 150
Euro und zwei Tage später auf 200
Euro. Am Donnerstag lag der Kurs
bei 155 Euro. Das Geschäftspoten-
zial sei viel größer geworden, sagt
Analyst Christian Cohrs. „100 Milli-
arden als Sondervermögen und eine
Verstetigung der Rüstungsausgaben
auf zwei Prozent derWirtschaftleis-
tung, das ist eine substanzielle Stei-
gerung.“

100 Milliarden Euro, um Bundeswehr besser auszurüsten und zwei Prozent der Wirtschaftsleistung für Verteidigung.

Die Bundeswehr und ihre Ausrüstung: Ein Soldatmit einer Stinger-Rakete bei einer Luftwaffenübung (oben links), Soldatenmit Sturmgewehren vomTyp G36 von
Heckler und Koch (r.), ein Schützenpanzer vom Typ Puma (unten links). Deutsche Rüstungsfirmen erwarten viele Aufträge. ARCHIVFOTOS: DPA

„Wir könnten sofort
anfangen zu

produzieren, unsere
Lager sind gut gefüllt.“

ArminPapperger,
Konzernchef Rheinmetall

NEW YORK Nach vielen Unterneh-
men haben jetzt auchVisa und Mas-
tercard wegen der russischen Invasi-
on in die Ukraine ihre Geschäfte mit
Russland ausgesetzt. Das kündigten
beide US-Konzerne in der Nacht
zum Sonntag deutscher Zeit an. Für
die Kunden der beiden weltgröß-
ten Kreditkartenanbieter bedeutet
das: Sie können mit von russischen
Banken ausgestellten Visa- oder
Kreditkarten nur noch in Russland
bezahlen. Karten, die bei nichtrus-
sischen Banken ausgestellt wurden,
funktionieren nicht mehr in Russ-
land. (dpa)

KURZNOTIERT

Russland: Mastercard und
Visa stellen Betrieb ein

Introvertiert? Die Schweigsamen
im Team werden zu oft unter-
schätzt: Übersehen wird, dass sie
eine wichtige Funktion haben.

Gehören Sie auch zu den Stil-
len, zum Beispiel, weil Sie neu im
Team sind? Während alle ande-
ren in Diskussionen nur mit hal-
bem Ohr zuhören, weil sie dabei
sind, ihre Antworten zu formu-
lieren, konzentrieren Sie sich auf
das, was gesagt wird. Sie sind es,
die hören, bei welchen Argumen-

ten die Diskutierenden im Grunde
das Gleiche meinen. Machen Sie
sie auf einen möglichen Kompro-
miss aufmerksam. Sie kennen die
Argumente und können eine Zu-
sammenfassung geben, die hilft,
eine Lösung zu finden. Sie sind in
der Lage, mit der Frage nach ei-
nem konkreten Beispiel aufzude-
cken, dass es keines gibt, das Argu-
ment also wenig Sinn macht.
Fazit: Aufmerksames Zuhören ist
eine Stärke, die Stillen sind ein Ge-
winn für jedes Team.

Teamarbeit und Teamtypen sind
auch Themen im Vortrag „Arbeiten
im Team“ im Workshop zur Teil-
zeitausbildung am 16. März von 10
bis 12 Uhr via Zoom, die Teilnah-
me ist kostenlos:
https://regionaachen.de/events/
ausbildung-in-teilzeit

Ansprechpartner bei Fragen: Regio-
nalagentur Region Aachen (Koordinati-
on der Beratungsstellen Perspektiven im
Erwerbsleben), Telefon: 0241/9278721-
43, E-Mail: regionalagentur@regionaa-
chen.de; Agentur für Arbeit (Berufs-
beratung im Erwerbsleben), Telefon:
0241/897-1111, E-Mail: Aachen-Dueren.
Projekt-Ich@arbeitsagentur.de
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